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Sehr geehrte Damen und Herren,

nach monatelangen Verhandlungen hat sich die große Koalition geeinigt.

Mit Datum vom 7.2.2018 wurde ein Koalitionsvertrag publiziert, der im Vorwort eine 
neue Dynamik für Deutschland verspricht. Es bleibt abzuwarten, was diese Dynamik 
aus steuerlicher Sicht für die Unternehmen bedeutet. Die Stärkung des Mittelstandes 
einschl. Handwerk und freien Berufen soll durch weiteren (?) Bürokratieabbau und 
Vorantreibung der Digitalisierung erreicht werden.

Ab 2021 soll der Solidaritätszuschlag schrittweise abgeschafft werden, so dass am 
Ende ca. 90 % der Steuerzahler hiervon entlastet sein werden. Auch die Abgeltungs-
steuer auf Zinserträge soll perspektivisch abgeschafft werden. 

Zudem soll die Steuerhinterziehung, Steuervermeidung, unfairer Steuerwettbewerb 
und Geldwäsche im nationalen, europäischen und internationalen Rahmen weiter 
verstärkt bekämpft werden. Gerade in diesem Bereich wird sich also die seit einiger 
Zeit zu beobachtende Tendenz einer verstärkten Hinwendung der Finanzverwaltung/ 
Gesetzgebung auf steuerlich kritische  Sachverhalte manifestieren. Seit dem Schrei-
ben des BMF zum Anwendungserlass zu § 153 AO aus Mai 2016, wonach das Nicht-
vorhandensein eines innerbetrieblichen Kontrollsystems für Zwecke der korrekten 
Steuerdeklaration als Indiz für ein straf- oder bußgeldrechtlich relevantes Verhalten 
gewertet werden kann, hat das Thema deutlich an Relevanz gewonnen.

Wir bei DORNBACH haben daher Instrumente entwickelt, mit denen wir Sie bei der 
Einführung von steuerrechtssicheren Organisationen – Tax Compliance Management 
Systemen – unterstützen. Dabei vereinen wir steuerrechtliche mit organisatorischer 
Expertise durch eine Kooperation mit unserem Kooperationspartner teamwerk AG, 
der im Bereich der Organisations- und Prozessberatung spezialisiert ist.

Nicht zuletzt im Bereich der öffentlichen Hand hat sich die Gefahr, unrichtige oder 
unvollständige Steuererklärungen abzugeben mit Einführung des neuen § 2b UStG 
drastisch erhöht.

Wir freuen uns, Ihnen kompetent in dieser Sache zur Seite zu stehen.

Mit freundlichen Grüßen

Heiko Bokelmann
Geschäftsführender Gesellschafter bei DORNBACH
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Kosten eines Deutsch-
kurses sind keine vorweg-
genommenen Werbungs-
kosten

Die Annahme von abzugsfähigen Wer- 
bungskosten setzt nicht voraus, dass 
im selben Jahr, in dem die Aufwen-
dungen geleistet werden, Einnahmen 
 zufließen. Werbungskosten können 
auch z. B. im Hinblick auf ein zukünf-
tiges Dienstverhältnis entstehen. Er-
forderlich ist ein ausreichend klarer 
wirtschaftlicher Zusammenhang der 

Aufwendungen mit der angestrebten 
Tätigkeit. Vorweggenommene Wer-
bungskosten sind ab dem Zeitpunkt 
möglich, ab dem der Beschluss, Ein-
künfte einer bestimmten Einkunftsart 
zu erzielen, endgültig gefasst wor-
den ist.

Aufwendungen eines ausländischen 
Staatsbürgers für das Erlernen der 
deutschen Sprache sind nach einer 
Entscheidung des Finanzgerichts 
Hamburg (FG Hamburg, Urt. v. 
16.08.2017, 2 K 129/16, EFG 2017, 
S. 1787) keine vorweggenommenen 

Werbungskosten. Auch dann nicht, 
wenn Deutschkenntnisse erforder-
lich sind, um sich erfolgreich um ei-
nen Arbeitsplatz zu bewerben. Die 
Aufwendungen sind deshalb nicht ab- 
zugsfähig, weil eine nicht unbedeu-
tende private Mitveranlassung anzu-
nehmen ist.

Hinweis: Ein teilweiser Abzug ge-
mischt (beruflich/privat) veranlasster 
Aufwendungen kommt nur dann in 
Betracht, wenn objektivierbare Krite-
rien für eine Aufteilung vorhanden 
sind.

Diese Informationen und weitere Beiträge finden Sie auf unserer Website.

1       �Umsatzsteuervoranmeldungen und 
Lohnsteueranmeldungen müssen 
grundsätzlich bis zum 10. des dem 
Anmeldungszeitraum folgenden Mo- 
nats (auf elektronischem Weg) ab-
gegeben werden. Fällt der 10. auf 
einen Samstag, Sonntag oder Fei-
ertag, ist der nächste Werktag der 
Stichtag. Bei einer Säumnis der 
Zahlung bis zu drei Tagen werden 
keine Säumniszuschläge erhoben. 
Eine Überweisung muss so frühzei-
tig erfolgen, dass die Wertstellung 
auf dem Konto des Finanzamts am 
Tag der Fälligkeit erfolgt.

2       �Bei Zahlung durch Scheck ist zu be- 
achten, dass die Zahlung erst drei 

Tage nach Eingang des Schecks 
beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es 
sollte stattdessen eine Einzugser-
mächtigung erteilt werden.

3       �Für den abgelaufenen Monat.

4       �Für den abgelaufenen Monat, bei 
Dauerfristverlängerung für den vor-
letzten Monat.

5       �Die Sozialversicherungsbeiträge sind 
einheitlich am drittletzten Bankar-
beitstag des laufenden Monats fäl-
lig. Um Säumniszuschläge zu ver-
meiden, empfiehlt sich das Last- 
schriftverfahren. Bei allen Kranken-
kassen gilt ein einheitlicher Abgabe-

termin für die Beitragsnachweise. Die-
se müssen dann bis spätestens zwei 
Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 
23.03.2018) an die jeweilige Einzugs-
stelle übermittelt werden. Regionale 
Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten 
sind ggf. zu beachten. Wird die Lohn-
buchführung durch extern Beauftragte 
erledigt, sollten die Lohn- und Ge-
haltsdaten etwa zehn Tage vor dem 
Fälligkeitstermin an den Beauftragten 
übermittelt werden. Dies gilt insbe-
sondere, wenn die Fälligkeit auf einen 
Montag oder auf einen Tag nach Fei-
ertagen fällt.

Termine März 2018 ! Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern 
und Sozialabgaben fällig werden:

Steuerart     	                                    Fälligkeit	                   Ende der Schonfrist bei Zahlung durch
		
                                                                                                        Überweisung1	                       Scheck2

Lohnsteuer, Kirchensteuer, 	       12.3.2018                           15.3.2018                            9.3.2018
Solidaritätszuschlag3

		
Einkommensteuer, 		        12.3.2018                           15.3.2018                            9.3.2018		
Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag

Körperschaftsteuer,		        12.3.2018                           15.3.2018                            9.3.2018
Solidaritätszuschlag

Kapitalertragsteuer,	
Solidaritätszuschlag

Umsatzsteuer4 	                                    12.3.2018                           15.3.2018                            9.3.2018   

Sozialversicherung5	                      27.3.2018                             entfällt                                 entfällt

Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind 
zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das 
zuständige Finanzamt abzuführen.



3

Neues, strenges Daten-
schutzrecht tritt am  
25. Mai 2018 in Kraft

Ab dem 25. Mai 2018 werden die Re-
gelungen der Datenschutz-Grundver- 
ordnung (DSGVO) unmittelbar gel-
tendes Recht in allen Staaten der 
Europäischen Union (EU Verord-
nung 2016/679/EU v. 27.04.2016). 
Damit wird ein einheitliches Daten-
schutzniveau in den Mitgliedstaaten 
gewährleistet. Die Wahlmöglichkei-
ten, welche die DSGVO vorsieht, hat 
Deutschland im Bundesdatenschutz-
gesetz (BDSG neu) ausgeübt. Das 
BDSG neu tritt ebenfalls am 25. Mai 
2018 in Kraft.

Die Datenschutzaufsichtsbehörden 
erhalten zur Durchsetzung umfang-
reiche Befugnisse und haben dem-
gemäß ihre Personalkapazitäten auf- 
gestockt. Flankiert werden die erwei-
terten Befugnisse durch eine Aus-
weitung des Bußgeldrahmens bei 
Verstößen. Bisher konnten max. 
300.000 € als Bußgeld festgesetzt 
werden. Zukünftig sind Bußgelder bis 
20 Millionen € oder 4 % vom Jahres-
umsatz zulässig, wobei der jeweils 
höhere Wert gilt (Art. 83 DSGVO).

Die DSGVO findet Anwendung auf 
die Verarbeitung personenbezogener 
Daten natürlicher Personen, ohne 
dies genauer zu definieren (Art. 2 
DSGVO). Im Zweifel sollte, z. B. bei 
der Speicherung einer IP-Adresse, 
vom Personenbezug ausgegangen 
werden.

Anzuwenden sind die Datenschutz-
bestimmungen, wenn die Verarbei-
tung der Daten im Rahmen der Tä-
tigkeiten einer Niederlassung in der 
EU erfolgt. Die Verarbeitung selbst 
kann auch außerhalb der EU stattfin-
den. Hat ein Unternehmen seine Nie- 
derlassung außerhalb der EU, muss 
es die Regelungen trotzdem beach-
ten, wenn es Waren oder Dienstleis-
tungen in der EU anbietet und die 
Datenverarbeitung mit seinem Ange-
bot zusammenhängt (Art. 3 DSGVO). 

Folgende Grundprinzipien sind zu 
beachten:

•  �Verbot mit Erlaubnisvorbehalt (Art. 
6 DSGVO): Die Verarbeitung per-
sonenbezogener Daten ist grund-
sätzlich verboten, es sei denn, es 
liegt eine Einwilligung oder eine in 
der DSGVO normierte Ausnahme 
vor. Eine solche Ausnahme kann 
z. B. die Verarbeitung zur Erfüllung 
eines Vertrags oder zur Erfüllung 
einer rechtlichen Verpflichtung sein.

•  �Datensparsamkeit (Art. 5 Abs. 1 
Buchst. c DSGVO): Die Verarbei-
tung personenbezogener Daten 
muss auf das für den Zweck der 
Verarbeitung notwendige Maß be-
schränkt sowie dem Zweck ange-
messen und sachlich relevant sein.

•  �Zweckbindung (Art. 5 Abs. 1 
Buchst. b DSGVO): Personenbe-
zogene Daten dürfen nur für fest-
gelegte, eindeutige und rechtmä-
ßige Zwecke erhoben werden.

•  �Datensicherheit (Art. 32 DSGVO): 
Der Unternehmer hat geeignete 
technische und organisatorische 
Maßnahmen zur Datensicherheit 
umzusetzen. Dabei hat er neben 
dem Stand der Technik und den Im- 
plementierungskosten, den Zweck 
der Datenverarbeitung, aber auch 
die Eintrittswahrscheinlichkeit und 
die Schwere des Risikos für die per- 
sönlichen Rechte zu berücksichti-
gen. Eine Verletzung des Schut-
zes personenbezogener Daten 
muss der Unternehmer unverzüg-
lich, nach Möglichkeit innerhalb 
von 72 Stunden nach Bekanntwer-
den des Vorfalls, an die zuständige 
Datenschutzbehörde melden. Es 
sei denn, die Verletzung führt vor-
aussichtlich nicht zu einem Risiko 
für die persönlichen Rechte und 
Freiheiten des Betroffenen (Art. 33 
Abs. 1 DSGVO).

•  �Betroffenenrechte: Unternehmen 
haben gegenüber den Betroffenen 
weitreichende Informationspflichten 

zu erfüllen, z. B. über den Zweck 
und die Rechtsgrundlage der Da-
tenverarbeitung (Art. 13, 14 DS-
GVO). Sie müssen gegenüber ei-
ner anfragenden Person Auskunft 
darüber geben, ob und ggf. wel-
che Daten dieser Personen sie 
verarbeitet haben (Art. 15 DSGVO). 
Darüber hinaus können Betroffene 
von Unternehmen verlangen, dass 
unzutreffende personenbezogene 
Daten berichtigt oder Daten ge-
löscht werden, weil z. B. die Einwil-
ligung zur Datenverarbeitung wi-
derrufen wurde (Art. 16, 17 DSGVO).

•  �Datenschutz-Folgenabschätzung 
(Art. 35 DSGVO): Diese muss  
der Unternehmer vorab vorsorglich 
durchführen, wenn die Art der Ver-
arbeitung personenbezogener Da- 
ten voraussichtlich ein hohes Risi-
ko für die persönlichen Rechte und 
Freiheiten birgt.

•  �Datenschutzbeauftragter (§ 38 Abs. 1 
BDSG 2018): Ein Datenschutzbe-
auftragter ist u. a. zu benennen, 
wenn ein deutsches Unternehmen 
mehr als zehn Personen mit der 
automatisierten Verarbeitung per-
sonenbezogener Daten beschäf-
tigt. Muss ein Unternehmen eine 
Datenschutz-Folgenabschätzung 
durchführen, ist ein Datenschutz-
beauftragter unabhängig von der 
Anzahl der Beschäftigten, die per-
sonenbezogene Daten verarbei-
ten, zu benennen.

Das neue Datenschutzrecht beinhal-
tet umfangreiche und detaillierte 
Pflichten für Unternehmen. Es müs-
sen interne Prozesse angepasst bzw. 
neu etabliert werden. Auch eine 
Schulung der Mitarbeiter ist uner-
lässlich. Unternehmen sollten unver-
züglich, ggf. unter Hinzuziehung  
ihres Rechtsberaters oder eines Da- 
tenschutz-Dienstleisters, mit der Um- 
setzung beginnen.
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Steuerfreiheit eines priva-
ten Veräußerungsgeschäfts 
bei Grundstücken

Gewinne aus der Veräußerung von 
Grundstücken des Privatvermögens, 
bei denen der Zeitraum zwischen An-
schaffung und Veräußerung nicht 
mehr als zehn Jahre beträgt, sind ein-
kommensteuerpflichtig.

Für die Berechnung des Zehn-Jah-
res-Zeitraums sind nach einem Urteil 
des Finanzgerichts München (FG 
München, Urt. v. 11.07.2017, 12 K 
796/14, (rkr.)) grundsätzlich die Zeit-
punkte maßgebend, in denen die 
schuldrechtlichen (notariellen) Verträ-
ge abgeschlossen wurden.

Nutzt der Eigentümer das Objekt zu 
eigenen Wohnzwecken, ist ein erziel-
ter Veräußerungsgewinn unter be-
stimmten Voraussetzungen steuerfrei. 
Das Einkommensteuergesetz enthält 
zwei Alternativen, von denen zumin-
dest eine für die Ausnahme von der 
Besteuerung erfüllt sein muss:

•  �das Objekt muss entweder im Zeit-
raum zwischen Anschaffung und 
Veräußerung ausschließlich oder

•  �zumindest im Jahr der Veräußerung 
und in den beiden vorangegange-
nen Jahren

zu eigenen Wohnzwecken genutzt 
worden sein.

Bei der zweiten Alternative verlangt 
das Finanzgericht die zusammen-
hängende und ununterbrochene Nut-
zung zu eigenen Wohnzwecken, die 
jedoch nicht die vollen drei Kalender-
jahre umfassen muss.

Die Voraussetzung „Nutzung zu eige-
nen Wohnzwecken“ ist erfüllt, wenn 
der Eigentümer das Objekt allein, mit 
seinen Familienangehörigen oder ge-
meinsam mit einem Dritten bewohnt. 
Der Nutzung zu eigenen Wohnzwe-
cken gleichgestellt ist die unentgeltli-
che Überlassung einer Eigentums-
wohnung zur alleinigen wohnlichen 
Nutzung an ein kindergeldberechtig-
tes Kind.

Hinweis: Auch Ferien- oder Zweit-
wohnungen können unter bestimm-
ten Voraussetzungen das Kriterium 
der „Nutzung zu eigenen Wohnzwe-
cken“ erfüllen.

Organschaft: (Nicht)an-
erkennung des Gewinn-
abführungsvertrags bei 
Ausgleichszahlungen an 
Minderheitsgesellschafter

Die ertragsteuerliche Anerkennung 
einer Organschaft setzt u. a. voraus, 
dass die Organgesellschaft sich ver-
pflichtet, ihren „ganzen“ Gewinn an 
den Organträger abzuführen. Sind 
neben dem Organträger andere 
(Minderheits-)Gesellschafter an der 
Organgesellschaft beteiligt, ist die 
Organgesellschaft verpflichtet, an die- 
se sog. „außenstehenden Gesell-
schafter“ Ausgleichszahlungen zu 
leisten.

Die Ausgleichszahlungen dürfen 
zwar aus einem Festbetrag und ei-
nem variablen Betrag bestehen. 
Nach Auffassung des Bundesfinanz-
hofs (BFH, Urt. v. 10.05.2017, I R 
93/15, DStR 2017, S. 2429) ist aber 
eine Regelung schädlich, die neben 
einem Festbetrag einen am (schwan-
kenden) Gewinn der Organgesell-
schaft orientierten und quotal dem 
Beteiligungsverhältnis entsprechen-
den variablen Ausgleich vorsieht. 
Eine solche Regelung widerspreche 
der Verpflichtung der Gesamtgewin-
nabführung.

Des Weiteren hat der Bundesfinanz-
hof seine Rechtsprechung bestätigt, 
dass der Gewinnabführungsvertrag 
(GAV) mit einer GmbH als Organge-
sellschaft eine Verlustübernahme-
verpflichtung entsprechend der ge-
setzlichen Regelungen des Aktien- 
gesetzes „in seiner jeweils geltenden 
Fassung“ enthalten muss (§ 302 
AktG). Wird die gesetzliche Rege-
lung nach Abschluss des GAV geän-
dert, muss auch diese Änderung in 
den GAV einbezogen werden. Die-
sem Erfordernis hat der Gesetzge-

ber mittlerweile dadurch Rechnung 
getragen, dass das Gesetz nunmehr 
einen dynamischen Verweis auf die 
maßgeblichen Regelungen verlangt.

Keine Schachtelstrafe bei 
Veräußerung von Anteilen 
an einer inländischen 
Kapitalgesellschaft durch 
ausländische Kapital- 
gesellschaft

Veräußert eine im Inland ansässige 
Kapitalgesellschaft Anteile an einer 
ebenfalls im Inland ansässigen Kapi-
talgesellschaft, ist der hieraus erzielte 
Gewinn unabhängig von der Höhe 
der Beteiligung von der Körperschaft-
steuer befreit. Allerdings gelten 5 % 
des Gewinns als nichtabzugsfähige 
Betriebsausgaben (sog. Schachtel-
strafe), sodass im Endeffekt 95 % des 
Gewinns steuerfrei bleiben.

Veräußert eine im Ausland ansässige 
Kapitalgesellschaft eine inländische 
Beteiligung, fällt die Schachtelstrafe 
nur an, wenn sie im Inland über eine 
Betriebsstätte oder einen ständigen 
Vertreter verfügt. Die Fiktion pauscha- 
lierter Betriebsausgaben geht ins 
Leere, wenn die Gesellschaft man-
gels inländischer Betriebsstätte oder 
ständigen Vertreters keine inländi-
schen Einkünfte erzielt (BFH, Urt. v. 
31.05.2017, I R 37/15, DStR 2017, S. 
2374).

Abzinsung von  
Angehörigendarlehn

Zinslose Darlehn zwischen Ehegat-
ten, die der bilanzierende Darlehns-
nehmer vereinbarungsgemäß zur Til- 
gung von Verbindlichkeiten seines 
Gewerbebetriebs oder seines Be-
triebs der Land- und Forstwirtschaft 
verwendet, sind zu passivieren und 
abzuzinsen. Voraussetzung ist, dass 
die Darlehnsvereinbarungen klar und 
eindeutig sind, dem unter fremden 
Dritten Üblichen entsprechen und 
vereinbarungsgemäß durchgeführt 
werden (§ 6 Abs. 1 Nr. 3 EStG).
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In einem zu entscheidenden Sach-
verhalt ging der Bundesfinanzhof 
(BFH, Urt. v. 13.07.2017, VI R 62/15, 
DB 2017, S. 2646) davon aus, dass 
ein zinsloses und ohne Sicherheiten 
gewährtes Darlehn der Ehefrau 
fremdüblich sein kann, da auch unter 
Fremden und Gesellschaftern zins-
lose Darlehn vorkommen. Es gab 
außerdem eine schriftlich niederge-
legte Darlehnsvereinbarung in der 
Hingabe, Rückzahlung und Zinssatz 
klar und eindeutig geregelt waren. 
Das Fehlen verkehrsüblicher Sicher-
heiten schadete nicht, weil das Dar-
lehn von volljährigen und voneinan-
der wirtschaftlich unabhängigen An- 
gehörigen geschlossen und tatsäch-
lich durchgeführt wurde.

Unverzinsliche betriebliche Verbind-
lichkeiten aus Darlehn, auch wenn 
sie von einem Angehörigen gewährt 
wurden, sind abzuzinsen. Die Abzin-
sung soll den Vorteil einer späteren 
Zahlung gegenüber einer sofortigen 
ausgleichen. Das gilt für ein Angehö-
rigendarlehn ebenso wie für ein Dar-
lehn Fremder.

Grundstücksveräußerer als 
Steuerschuldner für Bau-
kosten trotz zivilrechtlicher 
Gebäudeerrichtung durch 
einen Dritten

Gesetzliche Steuerschuldner der 
Grunderwerbsteuer sind regelmäßig 
der Erwerber und der Veräußerer  
(§ 13 Nr. 1 GrEStG). Daran ändert 
auch eine abweichende vertragliche 
Abrede nichts.

Bemessungsgrundlage der Grunder-
werbsteuer ist die Gegenleistung  
(§ 8 Abs. 1 GrEStG). Sie ergibt sich 
regelmäßig aus dem Grundstücks-
kaufvertrag. Werden jedoch weitere 
Vereinbarungen in rechtlichem oder 
zeitlichem Zusammenhang mit dem 
Erwerbsgeschäft zur Bebauung des 
Grundstücks abgeschlossen, kann 
sich die grunderwerbsteuerliche Be-
messungsgrundlage auf das ge-
samte Vertragswerk (einheitlicher 

Erwerbsvorgang) beziehen. Dies ist 
der Fall, wenn aus einer Verzahnung 
zwischen verschiedenen Verträgen 
abgeleitet werden kann, dass der 
Grundstückserwerber keine Entschei- 
dungsfreiheit über das „ob“ und/oder 
„wie“ der Bebauung hat. Für die Be-
urteilung ist auf den Zeitpunkt des 
Abschlusses des Grundstückskauf-
vertrags abzustellen.

Zivilrechtliche Ansprüche des Erwer-
bers gegen ggf. mehrere Personen 
als Vertragspartner auf der Veräu-
ßererseite haben auf die grunder-
werbsteuerliche Betrachtung keinen 
Einfluss, wenn diese Personen eng 
miteinander verbunden sind (perso-
nell, wirtschaftlich etc.).

Vor diesem Hintergrund kam der 
Bundesfinanzhof (BFH, Urt. v. 
30.08.2017, II R 48/15, DStR 2017, 
S. 2483) zu dem Urteil, dass ein 
Grundstücksveräußerer die Grund-
erwerbsteuer auf ein von ihm veräu-
ßertes Grundstück nebst Neben- und 
Baukosten eines mit dem Bauvorha-
ben beauftragten Dritten zu tragen 
hatte. Der vertraglich verpflichtete Er- 
werber wurde zahlungsunfähig. Die 
in den Grundstücksverkauf und die 
Bebauung involvierten Unterneh-
men waren eng miteinander verbun-
den und hatten bei der Vertragsab-
wicklung zusammengewirkt.

Aufgrund Verteilung noch 
nicht abgezogene Erhal-
tungsaufwendungen  
können nicht von Erben 
geltend gemacht werden

Aufwendungen für die Erhaltung ver-
mieteter Gebäude des Privatvermö-
gens sind im Jahr der Verausgabung 
als Werbungskosten anzusetzen. Sie 
können aber auch auf zwei bis fünf 
Jahre gleichmäßig verteilt werden  
(§ 82b EStDV). Stirbt der Eigentümer 
während des Verteilungszeitraums, 
können die Erben nach einem Urteil 
des Finanzgerichts Berlin-Branden-
burg (FG Berlin-Brandenburg, Urt. v. 
12.07.2017, 7 K 7078/17, (Rev. ein-

gel., Az. BFH: IX R 22/17), EFG 
2017, S. 1415) den noch nicht abge-
zogenen Aufwand steuerlich nicht 
geltend machen, weil sie die Aufwen-
dungen nicht selbst getragen haben. 
Vielmehr müsse der Restbetrag als 
Werbungskosten in der letzten Steu-
ererklärung des Erblassers geltend 
gemacht werden.

Der Bundesfinanzhof muss abschlie-
ßend entscheiden.

Hinweis: Nach Auffassung der Fi-
nanzverwaltung kann ein Rechts-
nachfolger bei einer unentgeltlichen 
Übertragung des Eigentums an ei-
nem Gebäude Erhaltungsaufwand 
noch in dem von seinem Rechtsvor-
gänger gewählten restlichen Vertei-
lungszeitraum geltend machen (R 
21.1 Abs. 6 EStR).

Nebenkostenabrechnung: 
Vermieter muss haushalts-
nahe Dienstleistungen 
aufschlüsseln

Wenn in einem Mietvertrag bezüg-
lich der Betriebskosten Vorauszah-
lungen vereinbart sind, schuldet der 
Vermieter eine jährliche Abrechnung. 
Diese Abrechnung muss eine geord-
nete Gegenüberstellung der Gesamt- 
kosten und bezüglich der jeweiligen 
Einzelpositionen den Kostenvertei-
lungsschlüssel und den sich daraus 
ergebenden Einzelbetrag enthalten. 
Die Abrechnung muss so gestaltet 
sein, dass der Mieter daraus die für 
haushaltsnahe Dienstleistungen auf-
gewendeten, steuerlich absetzbaren 
Beträge eigenständig ermitteln kann.

Das gilt auch dann, wenn der Miet-
vertrag eine Klausel enthält, wonach 
der Vermieter nicht verpflichtet ist, 
eine entsprechende Bescheinigung 
auszustellen. Eine solche Klausel be- 
nachteiligt den Mieter unangemes-
sen und ist deshalb unwirksam (LG 
Berlin, Urt. v. 18.10.2017, 18 S 
339/16).
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Fristlose Kündigung eines 
Mietverhältnisses wegen 
Zahlungsrückständen

Vermieter dürfen ein Mietverhältnis 
fristlos kündigen, wenn Mieter er-
hebliche Mietrückstände haben. Da-
für müssen diese entweder zweimal 
hintereinander mit der Entrichtung der 
Miete oder eines nicht unerheblichen    
– den Betrag einer Monatsmiete 
übersteigenden – Teils der Miete in 
Rückstand sein, oder der Mietrück-
stand muss mindestens zwei Monats- 
mieten betragen.

Eine Kündigung ist ausgeschlossen, 
wenn der Vermieter vor dem Zugang 
der Kündigung vollständig befriedigt 
wird. Zahlen Mieter nach Zustellung 
einer Räumungsklage binnen zwei 
Monaten die ausstehende Miete 
nebst fälliger Entschädigung nach, 
wird die fristlose Kündigung unwirk-
sam.

Der Bundesgerichtshof (BGH, Urt. v. 
27.09.2017, VIII ZR 193/16) hat nun-
mehr in einer Entscheidung klarge-
stellt, dass die Mietschuld nach der 
vertraglich vereinbarten Gesamtmiete 
bemessen wird und nicht nach einer 
berechtigterweise geminderten Mie-
te. D. h., eine wegen Mängel an der 
Mietsache berechtigterweise vorge-
nommene Mietminderung wird bei der 
Berechnung der Höhe der geschul-
deten Miete nicht berücksichtigt.

Vom Erben gezahlte Ein-
kommensteuervorauszah-
lungen des Erblassers sind 
erbschaftsteuerliche Nach-
lassverbindlichkeiten

Gegen einen Verstorbenen waren 
noch Einkommensteuervorauszahlun- 
gen festgesetzt worden, die der Erbe 
bezahlte. Diese Steuern machte der 
Erbe als Nachlassverbindlichkeiten 
im Rahmen der Erbschaftsteuerer-
klärung geltend (§ 10 Abs. 5 ErbStG).

Das Finanzgericht Münster (FG Müns- 
ter, Urt. v. 31.08.2017, 3 K 1641/17, 

(Nichtzulassungsbeschw. eingel., Az. 
BFH: II B 105/17), EFG 2017,  
S. 1746) bestätigte dies. Da die erst 
mit Ablauf des Todesjahrs entste-
hende Einkommensteuer als Nach-
lassverbindlichkeit zu berücksichti-
gen ist, könne auch für festgesetzte 
Einkommensteuervorauszahlungen 
nichts anderes gelten. Es sei uner-
heblich, ob es sich um Voraus- oder 
Nachzahlungen handele.

Tipp: Selbst nach Eintritt der Fest-
setzungsverjährung eines Erbschaft-
steuerbescheids kann nach einem 
Urteil des Schleswig-Holsteinischen 
Finanzgerichts (Schleswig-Holstei-
nisches FG, Urt. v. 14.10.2016, 3 K 
112/13, (Rev. eingel., Az. BFH: II R 
36/16), EFG 2016, S. 1965) die Erb-
schaftsteuer herabgesetzt werden, 
wenn der Erbe noch Steuernachzah-
lungen des Erblassers zu leisten 
hatte, die ihm bis dahin unbekannt  
waren.

Der Bundesfinanzhof muss abschlie-
ßend entscheiden.

Nachlassverbindlich- 
keiten: Kosten für vom  
Erben beauftragte  
Schadensbeseitigung  
für einen vor dem Erbfall 
eingetretenen Schaden

Ist bei einem zum Nachlass gehö-
renden Grundstück noch zu Lebzei-
ten des Erblassers ein Schaden ent-
standen, können die Kosten zur 
Schadensbeseitigung nicht vom Er-
ben als Nachlassverbindlichkeiten 
geltend gemacht werden. Die zum 
Todeszeitpunkt bestehenden Ge-
bäudeschäden können allenfalls bei 
der Gebäudebewertung berücksich-
tigt werden.

Eine Ausnahme von diesem Grund-
satz ergibt sich nach einem Urteil 
des Bundesfinanzhofs (BFH, Urt. v. 
26.07.2017, II R 33/15, DStR 2017, 
S. 2479), wenn eine rechtsverbind-
liche behördliche Anordnung zur 

Schadensbeseitigung gegen den 
Erblasser zu dessen Lebzeiten vor-
lag.

Im Urteilsfall hatte der Erblasser zu 
Lebzeiten Heizöl bezogen. Erst nach 
seinem Tod stellte sich heraus, dass 
ein Großteil ohne Störmeldung aus 
dem Tank ausgetreten war und sich 
im Ölauffangraum gesammelt hatte. 
Die nicht durch eine Versicherung 
abgedeckten Kosten der Schadens-
beseitigung wollten die Erben als 
Nachlasskosten geltend machen. 
Dies wurde vom Bundesfinanzhof 
abgelehnt.

Schätzung von Besteue-
rungsgrundlagen aufgrund 
einer Quantilschätzung

Bei einer mangelhaften Buchhaltung 
kann eine Hinzuschätzung auf Grund 
der sog. Quantilschätzung vorgenom- 
men werden, wenn der Steuerpflich-
tige nichts Konkretes dagegen ein-
wendet.

Die Quantilschätzung ist eine Schätz- 
methode, bei der aus den betriebsei-
genen Daten eine Spannbreite des 
„Normalen“ herausgelesen wird. Da-
bei kann der Sachverhalt aufgrund 
von Wahrscheinlichkeitserwägungen 
festgestellt werden. Die Schätzung 
muss jedoch schlüssig, wirtschaftlich 
möglich und vernünftig sein. Wird die 
Schätzung erforderlich, weil der 
Steuerpflichtige seine Mitwirkungs-
pflichten verletzt, kann sich das Fi-
nanzamt an der oberen Grenze des 
Schätzungsrahmens orientieren. So 
kann die Hinzuschätzung auf der 
Grundlage des höchsten Rohgewinn- 
aufschlagsatzes aller Zehn-Wochen- 
Perioden eines Jahrs auf den Wa-
reneinsatz erfolgen.

In einem vom Finanzgericht Ham-
burg (FG Hamburg, Beschl. v. 
18.07.2017, 6 V 119/17) entschiede-
nen Fall war die Buchführung der 
Steuerpflichtigen nicht nur formell, 
sondern auch materiell unrichtig. 
Das Finanzamt hatte die Hinzuschät-
zung nicht auf den höchsten Rohge-
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winnaufschlagsatz gestützt, sondern 
auf einen geringeren Wert, der Ex-
tremwerte in der zeitlichen Reihe 
ausschloss, das sog. 80 % Quantil. 
Die Schätzung ergab einen Rohge-
winnaufschlagsatz von 372 %, der 
im durchschnittlichen Bereich der 
Richtsatzsammlungen von 223 % 
bis 525 % lag. Die Schätzung war 
daher angemessen und ermessens-
fehlerfrei.

Anschrift des  
leistenden Unternehmers 
in Rechnungen
Damit eine Rechnung zum Vorsteuer- 
abzug berechtigt, muss sie u. a. die 
vollständige Anschrift des leisten-
den Unternehmers beinhalten (§ 14 
Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 UStG). Bislang 
war ungeklärt, ob es sich dabei um 
eine Anschrift handeln musste, un-
ter der eine wirtschaftliche Aktivität 
entfaltet wird oder ob eine reine Post- 
anschrift ausreichend ist.

Der Gerichtshof der Europäischen 
Union (EuGH, Urt. v. 15.11.2017, C 
374/16, C 375/16) (EuGH) hat jetzt 
Klarheit geschaffen. Aus der gesetz-
lichen Formulierung „vollständige An- 
schrift“ geht nicht hervor, dass damit 
zwingend der Ort der wirtschaftlichen 
Tätigkeit des Unternehmers gemeint 
ist. Der Begriff der Anschrift wird ge-
meinhin weit verstanden. Auch eine 
Briefkastenanschrift ist daher ausrei-
chend, sofern der Unternehmer un-
ter dieser Anschrift erreichbar ist.

Für den Vorsteuerabzug ist es folg-
lich nicht erforderlich, dass die wirt-

schaftliche Tätigkeit des leistenden 
Unternehmers unter der Anschrift aus- 
geübt wird, die in der von ihm ausge-
stellten Rechnung angegeben ist. 
Der EuGH bestätigt damit, dass eine 
Rechnung lediglich formale Bedeu-
tung für den Vorsteuerabzug hat.

Vorsteuerkorrektur  
bei Überschreiten des  
Zahlungsziels

Im Regelfall kann ein Unternehmer 
die ihm von einem anderen Unter-
nehmer in Rechnung gestellte Um-
satzsteuer in dem Zeitpunkt als Vor-
steuer abziehen, in dem er die Rech- 
nung erhält. In dem Zeitpunkt, in 
dem feststeht, dass das Entgelt aus 
Sicht des leistenden Unternehmers 
uneinbringlich wird, d. h. der Leis-
tungsempfänger z. B. die Rechnung 
endgültig nicht begleichen wird, muss 
der Leistungsempfänger den Vor-
steuerabzug allerdings rückgängig 
machen.

Uneinbringlich ist das Entgelt, wenn 
bei objektiver Betrachtung damit zu 
rechnen ist, dass der Leistende die 
Entgeltforderung auf absehbare Zeit 
rechtlich oder tatsächlich nicht durch- 
setzen kann. Ein wichtiges Indiz für 
die Uneinbringlichkeit ist nach Auf-
fassung des Finanzgerichts Berlin- 
Brandenburg (FG Berlin-Branden-
burg, Beschl. v. 11.09.2017, 7 V 
7209/17, (rkr.), EFG 2017, S. 1845) 
ein Überschreiten des Zahlungsziels 
um das Dreifache der Zahlungsfrist, 
mindestens um mehr als sechs Mo-
nate.

Die Vorsteuerkorrektur muss nach 
Auffassung des Finanzgerichts zwin-
gend in dem Voranmeldungszeitraum 
vorgenommen werden, in dem die 
Uneinbringlichkeit eintritt. Ein Nach-
holen in einem anderen Voranmel-
dungszeitraum sei zumindest nach 
Ablauf des Kalenderjahrs der Unein-
bringlichkeit unzulässig.

Vorsteuererstattung  
eines ausländischen  
Unternehmens

Unternehmer können unter weiteren 
Voraussetzungen die gesetzlich ge-
schuldete Steuer für Lieferungen und 
sonstige Leistungen, die sie von ei-
nem anderen Unternehmer für ihr 
Unternehmen bezogen haben, als 
Vorsteuer abziehen.

Nach Auffassung des Finanzgerichts 
Berlin-Brandenburg (FG Berlin-
Brandenburg, Urt. v. 06.07.2017, 5 K 
5270/15, (Nichtzulassungsbeschw. 
eingel., Az. BFH: XI B 77/17)) hat 
eine inländische Betriebsstätte ohne 
eigene wirtschaftliche Tätigkeit eines 
im Ausland ansässigen Unterneh-
mens keinen unmittelbaren Vorsteu-
ererstattungsanspruch aus den an 
sie erbrachten sonstigen Leistungen.

Die Verwertung der sonstigen Leis-
tung einer Betriebsstätte ohne eige-
ne wirtschaftliche Tätigkeit findet an 
dem Ort statt, von dem aus das Un-
ternehmen betrieben wird. Aus die-
sem Grund kann ein im Ausland an-
sässiges Unternehmen den Vor- 
steuererstattungsanspruch nur über 
das Vorsteuervergütungsverfahren 
geltend machen.

Werden in einer Betriebsstätte ledig-
lich sonstige Leistungen ausgeführt, 
wird nur dann eine eigene wirtschaft-
liche Tätigkeit mit dem Recht auf Vor- 
steuerabzug entwickelt, wenn die be- 
zogenen sonstigen Leistungen zur 
Erbringung eigener Leistungen ein-
gesetzt werden.

Der Bundesfinanzhof muss möglicher- 
weise abschließend entscheiden.
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Veranstaltungstermine von und mit DORNBACH

05. März 2018

FRANKFURT: vhw-Veranstaltung: Kommunalwirtschaft

Regelkonformität und Haftung im Kommunalen Unternehmen: In dem Seminar erhalten Sie den erforderlichen 
Überblick über die vielfältigen Rechtsbereiche der Compliance, die besonderen Aufgaben im kommunalen 
Unternehmen und die persönliche Haftung wegen Non-Compliance. Der Schwerpunkt des Seminars liegt auf der 
erfolgreichen Implementierung und Optimierung des Compliance-Management-Systems. 

19. April 2018

KOBLENZ: DORNBACH FORUM INTERNATIONAL 2018

Auch in diesem Jahr beleuchten wir wieder Themen rund um das Internationale Steuerrecht. 

Detaillierte Informationen zum Veranstaltungsort, Ablauf und zur Anmeldung finden Sie auf unserer  
Homepage www.dornbach.de unter Aktuelles/Veranstaltungen oder Sie wenden sich direkt an 

Frau Lydia Schmitz, PR- und Marketing-Referentin  
Telefon: +49 261 94 31 - 438  •  Mail: lschmitz@dornbach.de

Verbindlichkeit  
einer Weisung

Eine Weisung des Arbeitgebers, die 
die Grenzen des billigen Ermessens 
nicht wahrt, muss der Arbeitnehmer 
auch nicht vorläufig bis zu einer 
rechtskräftigen Entscheidung des 
Arbeitsgerichts befolgen. Diese Mei-
nung vertritt das Bundesarbeitsge-
richt (BAG, Urt. v. 18.10.2017, 10 
AZR 330/16) im Fall eines zuletzt in 
Dortmund beschäftigten Immobilien-
kaufmanns, der nach Berlin versetzt 
wurde. Er nahm die Tätigkeit in Ber-
lin nicht auf, wurde daraufhin abge-
mahnt und schließlich fristlos gekün-
digt. Obwohl die Bestimmungen des 
Arbeitsvertrags in dem hier entschie-
denen Fall eine Versetzung grund-
sätzlich zuließen, entsprach die Ver-
setzung nach Überzeugung des Ge- 
richts nicht billigem Ermessen.

Hinweis: Damit wird von der bisheri-
gen Rechtsprechung abgewichen 
(BAG, Beschl. v. 14.09.2017, 5 AS 
7/17, NZA 2017, S. 1452). Danach 
durfte sich ein Arbeitnehmer über 
eine unbillige Weisung – sofern die-
se nicht aus anderen Gründen un-
wirksam war – nicht hinwegsetzen, 
sondern musste das Arbeitsgericht 
anrufen.

Erfüllung des Aufstockungs- 
verlangens bei Teilzeit nur 
bei freiem Arbeitsplatz

Eine teilzeitbeschäftigte Kranken-
schwester zeigte ihrem Arbeitgeber 
an, dass sie die vertraglich verein-
barte Arbeitszeit verlängern wolle. 
Trotz Eignung wurde sie nicht bei der 
Besetzung eines freien Arbeitsplat-
zes berücksichtigt. Die Stelle wurde 
anderweitig vergeben. Damit ist ihr 

Anspruch auf Verlängerung ihrer Ar-
beitszeit untergegangen, wie das 
Bundesarbeitsgericht (BAG, Urt. v. 
18.07.2017, 9 AZR 259/16, BB 2017, 
S. 2872 ff.) entschied.

Der Anspruch auf Erhöhung der Ar-
beitszeit setzt einen freien Arbeits-
platz voraus (§ 9 TzBfG). Er geht 
wegen rechtlicher Unmöglichkeit un-
ter, sobald die freie Stelle endgültig 
mit einem anderen Arbeitnehmer be-
setzt ist (§ 275 Abs. 1 BGB). Hat der 
Arbeitgeber den Untergang des An-
spruchs des Arbeitnehmers zu ver-
treten, kann der Arbeitnehmer Scha-
densersatz geltend machen. Dieser 
richtet sich jedoch nur auf einen fi-
nanziellen Ausgleich und verpflichtet 
den Arbeitgeber nicht zur Verlänge-
rung der Arbeitszeit des Arbeitneh-
mers (§ 15 Abs. 6 AGG).


